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Umweltamt
Umweltvorsorge und Umweltplanung

An

| 61/12 Herr Tomberg
61/23 Frau Staac

B-Plan Nr. 09/006 (ehem. 5670/019) — Am Scheitenwege - Siid
Umweltbericht gem. § 4 Abs.2 BauGB
Stellungnahme des Umweltamtes

In der Anlage erhalten Sie die Stellungnahme des Umweltamtes zu o. g. B-Plan. Ich bitte die
Belange im Rahmen der Bebauungsplanung zu beriicksichtigen und die Schutzgutbe-
trachtungen in den Umweltbericht zum Bebauungsplan entsprechend aufzunehmen. Die
Anregungen zu den textlichen Festsetzungen bitte ich entsprechen zu tbernehmen.

Bedarf an 6ffentlichen Depotcontainern fiir Altpapier, Altglas und Altkleider

Nach Auskunft des Planungsamtes sind im Plangebiet ca. 60 neue Wohneinheiten, vorwie-
gend Einfamilienhausbebauung, geplant. Damit sind ca. 200 neue Einwohner zu erwarten.

Die nachste Containerstation befindet sich an der Ickerswarder Strafle 194 mit jeweils
3 unterirdischen Papier- und Glascontainern, wobei die Glascontainer voll ausgelastet und,
die Papiercontainer zeitweise auch uUberlastet sind. Der Abstand zum Plangebiet ist
auBerdem so groB, dass eine haushaltsnahe Entsorgung nicht mehr gewahrleistet ware.

Fur die neue Wohnbebauung ist daher eine zusatzliche Containerstation mit einem unter-
irdischen 5 m*Sammelbehalter flir Papier und drei unterirdischen 3 m*-Sammelbehaltern fur
Wei3-, Braun- und Griinglas sowie einem oberirdischen Sammelbehalter fur Alttextilien

einzuplanen.
Nahere technische Einzelheiten und Planungskriterien sind den jeweils aktuellen tech-

nischen Rahmenbedingungen zur Planung und zum Bau von Unterfluranlagen und den
Ausschreibungstexten fiur unterirdische Sammelbehalter zu entnehmen.

Alternativ ist ein Standplatz fur 6 oberirdische Container — 2 Papier-, 3 Glas-, 1 Altkleider-
container — einzurichten (Platzbedarf ca. 9,0 m x 2,0 m). Ein solcher oberirdischer Standort
muss allerdings 12 m Abstand zur Wohnbebauung einhalten (unterirdisch nur 7 m).
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4. Schutzgutbetrachtung

4.1 Auswirkungen auf den Menschen
a) Larm

Verkehrslarm

Das Plangebiet wird von der Ickerswarder StralRe im Westen, der Strae Steinkaul im Sud-
westen und der StralRe Am Steinbriick im Suden begrenzt. Im Norden grenzt das Bebau-
ungsplan-Gebiet Am Scheitenwege (Nr. 5670-19) mit seinen Planstralen an, im Osten des
Plangebietes befindet sich ein Gartenbaubetrieb.

Fir die ehemals zusammenhangenden Plangebiete Am Scheitenweg (Nord) und Am
Scheitenwege - Sud wurde im Jahr 2002 ein schalltechnisches Gutachten erstellt. Anhand
dieser Ergebnisse sind keine erhdhten Anforderungen an den baulichen Schallschutz zu
erwarten. Auch anhand der aktuellen stadtischen Straflenverkehrslarmkarte mit Stand von
2012, liegen die Beurteilungspegel bei bis zu 59 /51 dB(A) fir tags / nachts entlang der
Ickerswarder Strafle und bei bis zu 58 /50 dB(A) fur die Strale Am Steinebriick. Die
Mindestanforderungen entsprechen demnach dem Larmpegelbereich Il.

In diesen Berechnungen sind die Verkehre, die durch die Neuplanung entstehen, nicht in die
Berechnung mit eingeflossen. Vor dem Hintergrund, dass ein rechtssicherer Bebauungsplan
entstehen soll, wird empfohlen, auf Grundlage aktueller / prognostizierter Ansitze der
Verkehre eine erneute Berechnung durchzufilhren. Die Erhdhungen des Verkehrslarms im
Umfeld durch die Realisierung des Vorhabens sind dabei ebenfalls zu untersuchen.

Gewerbeldarm und Lichtemissionen:

Der bestehende Text unter ,Gewerbeldrm” im Umweltbericht ist durch folgenden Text, mit
der Uberschrift ,Gewerbeldrm und Lichtemissionen” zu ersetzen:

Das B-Plan-Gebiet Giberplant im tberwiegenden Teil landwirtschaftliche Flache sowie einen
Gartenbaubetrieb mit Gewachshausern und Freiflachen zur Aufzucht von Blumen. Mit der
Ausweisung der Wohnbauflachen im westlichen Teil des Plangebietes entsteht eine Situation
heranruckender Wohnbebauung an den bestehenden Gartenbaubetrieb.

Im Rahmen des Bebauungsplan-Verfahrens wurde ein Schallgutachten durch das Buro
Peutz erstelit (liegt zur Zeit im Entwurf vor), in dem die Gerauschimmissionen des
uberplanten Gartenbaubetriebes sowie des westlich aulerhalb des Bebauungsplangebietes
gelegenen Gastronomie-Betriebes mit Kegelbahn und Biergarten im Hinblick auf die neu zu
errichtende Wohnbebauung untersucht wurden. Zudem wurde ein Gutachten zu den
Lichtimmissionen (Beleuchtung der Pflanzen in den Gewéchshdusern) des Gartenbau-
betriebes eingeholt.

Aufgrund der festgestellten Gerausch- und Lichtimmissionen des Gartenbaubetriebes erfolgt
die Ausweisung der Wohnbebauung (Allgemeines Wohngebiet, WAS5 - WABS8) westlich nicht
direkt angrenzend an diesen, sondern erst jenseits der Planstralie.

Zudem sind, gemal gutachterlicher Aussage, flankierende Schallschutzmalnahmen im
Gartenbaubetrieb erforderlich:

- Bauliche Manahmen: Lickenschluss zwischen der Westfassade der alten Heiz-
zentrale und der, nach Riickbau von Teilen der Gewachshduser entstehenden,
neuen Westfassade des Glasgewédchshauses 4 und Errichtung einer hieran schall-
luckenfrei (in Dachhéhe der alten Heizzentrale) anschlieBenden Teiliberdachung der
,Gasse" zwischen der alten Heizzentrale und dem Glasgewachshaus 4 auf einer
Lange von rund 8,5 m.
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- Organisatorische MalRnahmen: kein Einsatz des HeilRnebelgerdtes in den Glas-
gewachshdusern 4 und 5 und Reduzierung der Nutzungsdauer des Minischleppers
im Bereich der ,Gasse".

Die Umsetzung dieser organisatorischen sowie baulichen Schallschutzmanahmen muss im
Rahmen eines offentlich-rechtlichen Vertrages vor Rechtskraft des Bebauungsplanes
geregelt werden.

Durch diese SchallschutzmaRnahmen und durch den Abstand der geplanten Bebauung zum
Gartenbaubetrieb wird die Einhaltung der Orientierungswerte der DIN 18005 an den
Fassaden der geplanten Wohnbebauung gewahrleistet.

Auf den Flachen zwischen Gartenbaubetrieb und Planstrale werden offentliche Grunflachen
sowie Flachen fur Gemeinbedarf (Jugendfreizeiteinrichtung) ausgewiesen. Die Vertraglich-
keit dieser Nutzung mit der geplanten Wohnbebauung ist grundsatzlich gegeben. Details
werden im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren geregelt.

Die Realisierung der im Siden des Gartenbaubetriebes ausgewiesenen Wohnbebauung
(Allgemeines Wohngebiet, WA1 — WA4) erfordert die Errichtung eines schallabschirmenden
Baukdrpers mit einer Héhe H>= 52 m o&stlich des Glasgewachshauses 5, dessen Schall-
dammmal mittels Festsetzungen gem. §9 Abs. 1 Nr.24 BauGB in den textlichen
Festsetzungen des Bebauungsplans aufgenommen wird. Die Errichtung dieses Baukdrpers
vor Aufnahme der Wohnnutzung in den sudlichen Wohngebieten muss mit o. g. éffentlich-
rechtlichem Vertrag sichergestellt werden.

Auch mit der Errichtung des schallabschirmenden Baukérpers hat der Gutachter eine Uber-
schreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 an der nérdlichen Fassade der direkt
stdlich angrenzenden Wohnbebauung prognostiziert. Aus diesem Grunde werden an dieser
Fassade durch textliche Festsetzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB und Kennzeichnung
keine Offnungen zu Aufenthaltsrdumen zugelassen.

Westlich des Plangebietes, direkt angrenzend an WAA4, befindet sich eine Gastronomie mit
Biergarten und Kegelbahnbetrieb. Im Schallgutachten wurden Uberschreitungen der
Orientierungswerte der DIN 18005 an der der Gastronomie zugewandten Giebelwand
prognostiziert. Daher wird mittels §9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB und Kennzeichnung eine
geschlossene Fassade ohne Offnungen zu Aufenthaltrdumen festgesetzt.

Nach Osten grenzt das Plangebiet an bestehende Bebauung (Altenheim und Wohnbe-
bauung). Hier findet keine Anderung der bestehenden Situation statt.

Anderung der textl. Festsetzungen:
Bitte in Nr. 9.1 folgende kursiven Anderungen vornehmen:
... zwischen den Punkten L1 und L2 und zwischen den Punkten L3 und L4 ...

Storfallbetriebsbereiche:

Im Plangebiet und unmittelbar angrenzend sind keine Stérfallbetriebsbereiche bekannt, die
unter die Vorgaben der 12. Bundes-Immissionsschutzverordnung (Stérfallverordnung) fallen.
Alle bekannten, auRerhalb des Plangebietes gelegenen Stérfallbetriebsbereiche sind fir
diese Planung nicht relevant. Die sogenannten ,angemessenen Abstdnde” werden

eingehalten.
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f) Belichtung

Zur Schaffung gesunder Wohnverhaltnisse gema §1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB NW in Verbindung
mit der DIN 5034 ist Verschattung innerhalb des Baugebietes zu vermeiden. Daher sollten
die Geschossigkeiten der Baukdrper von Siiden nach Norden ansteigen und sind aus-
reichende Abstdnde zwischen den einzelnen geplanten Baukdrpern einzuhalten. Die
ausreichende Belichtung ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen.

4.3 Boden

Es bestehen bezuglich des Belanges Boden keine Bedenken gegen die beabsichtigte
bauliche Nutzung (Wohnbebauung).

b) Altablagerungen im Umfeld des Plangebietes

Im Umfeld des Plangebietes befindet sich die Altablagerung mit der Kataster-Nr. 84.
Aufgrund der im Rahmen des Bodenluftmessprogramms festgestellten Bodenluftergebnisse
kann eine Beeintrachtigung des Plangebietes durch Gasmigration ausgeschlossen werden.

c) Altablagerungen im Plangebiet

Im Plangebiet befinden sich keine Altablagerungen.

d) Altstandorte im Plangebiet

Im Plangebiet befinden sich keine Altstandorte

4.4 Wasser

Es bestehen beziglich des Belanges Wassers keine Bedenken gegen die beabsichtigte
bauliche Nutzung (Wohnbebauung).

a) Grundwasser

Grundwasserstande:

Entsprechend den dem Umweltamt vorliegenden Erkenntnissen liegen die hdéchsten
gemessenen Grundwassersténde fur das Plangebiet zwischen 34,50 m U. NN im &stlichen
Teil und 35,50 m . NN im westlichen Teil. Der fir 1926 flr eine Phase bisher héchster
Grundwasserstande in weiten Teilen des Stadtgebietes ermittelte Grundwasserstand liegt
bei 35 m 1. NN.

Eine systematische Auswertung der seit 1945 bis 2007 im Stadtgebiet gemessenen
Grundwasserstande zeigt fur den ostlichen Teil des Plangebietes einen minimalen Grund-
wasserflurabstand von kleiner 1 m an, der im westlichen Teil auf Werte von 3 bis 5 m
ansteigt. Bei einer mittleren Gelandehéhe von ca. 36,0 m 0. NN im &stlichen Teil des
Plangebietes kénnen die Grundwasserstande hier Werte Gber 35,0 m 0. NN erreichen. Im
westlichen Teil des Plangebietes kénnen bei einer mittleren Gelandehéhe von 39 m 4. NN
Grundwasserstande von 36,0 m . NN auftreten.

Die infolge der Rheinnahe periodisch hohen Grundwasserstéande sind bei der Planung zu
beachten. Der Grundwasserflurabstand kann Werte erreichen, bei denen Malnahmen gegen
drickendes Grundwasser erforderlich werden kénnen.
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Grundwasserbeschaffenheit:

Der sudliche Teil des Plangebiets wird von der CKW-Grundwasserverunreinigung
Holthausen / Itter durchstréomt. Im Bereich des Plangebiets wurden CKW-Gehalte bis ca.
20 ug/l nachgewiesen.

Nitrat tritt im Mittel mit 26 mg/l, Chlorid mit 74 mg/l und Sulfat mit 150 mg/l auf. Ansonsten
weist die Grundwasserbeschaffenheit keine auffalligen Konzentrationen auf.

Bei moglichen Grundwassernutzungen (z. B. Bauwasserhaltungen) ist aufgrund der CKW-
Konzentrationen mit einem erhéhten Aufwand zu rechnen. Im Fail einer Grundwasser-
nutzung sind die Auswirkungen der Grundwasserentnahme auf die CKW-Verunreinigung
Holthausen / Itter im Rahmen des Wasserrechtsantrages fachgutachteriich zu beurteilen. Es
ist erforderlichenfalls durch geeignete zusatzliche Matnahmen (z.B. Gegenwasserhaltung)
sicherzustellen, dass die Verunreinigung nicht in bisher unbelasiete Bereiche verlagert und
deren Sanierung erschwert, verteuert oder gar unmaéglich gemacht wird.

b) Niederschlagswasserbeseitigung

Das Plangebiet wird erstmals bebaut, befestigt oder an die offentliche Kanalisation ange-
schlossen. Die Bestimmungen des § 51 a Landeswassergesetz finden daher Anwendung.
Das auf befestigten Flachen anfallende Niederschiagswasser ist demnach zu versickern

oder ortsnah einzuleiten.

c) Oberflichengewisser
Im Plangebiet befinden sich keine Oberflichengewasser.

Westlich der durch den Bebauungsplan-Vorentwurf betroffenen Flache verlduft der Rhein.
Die Flache des Bebauungsplan-Vorentwurfs liegt nicht in einem durch Verordnung vorlaufig
gesicherten oder festgesetzten Uberschwemmungsgebiet.

Uberschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen oberirdischen Gewéssern und Deichen
oder Hochufern und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser (iberschwemmt oder durchflossen
oder die fur die Hochwasserentlastung oder Rickhaltung bendétigt werden. Durch ‘Rechts-
verordnung werden innerhalb von Risikogebieten mindestens die Gebiete festgesetzt, bei
denen statistisch einmal in 100 Jahren ein Hochwasserereignis (HQ;q0) Zu erwarten ist (§ 76
Abs. 1 und 2 Wasserhaushaltsgesetz).

Es wird darauf hingewiesen, dass gemal den von der Bezirksregierung Disseldorf erstellten
Hochwassergefahrenkarten die gesamte Flache des Bebauungsplan-Vorentwurfs bei einem
Extremereignis am Rhein (1000-jahrliche Eintrittswahrscheinlichkeit) Uberflutet werden wiirde
(siehe beigefugte Karte). Ebenso wirde bereits bei einem Hochwasserereignis mit der
Eintrittswahrscheinlichkeit HQqo bei einem Versagen der Hochwasserschutzeinrichtungen
(hier Rheindeich) die Flache des Bebauungsplan-Vorentwurfs tberflutet werden.

Gesetzliche Restriktionen beziiglich der Bebaubarkeit ergeben sich aus den vorgenannten
Szenarien nicht. Dieser Hinweis dient der Information Uber mdégliche Hochwassergefahren
und vor zu erwartendem Hochwasser der Betroffenen in diesem Gebiet (§ 79 Abs. 2

Wasserhaushaltsgesetz).
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d) Wasserschutzzonen

Das Plangebiet befindet sich nicht im Bereich einer Wasserschutzzone.

4.5 Luft

a) Lufthygiene

Ist-Zustand:

Bitte den letzten Halbsatz auf Seite 31 &ndern:

.-..um das Belastungsniveau im Plangebiet allenfalls minimal, geringfiigig zu beeinflussen.*

und an das Ende des Absatzes auf Seite 31 ergénzen:

.Eine gewisse lufthygienische Beeintrachtigung ist durch die Rheinschifffahrt aufgrund der
Nahe des Plangebietes zur Rheinschleife Himmelgeist / Itter zu erwarten. Dies ftrifft
insbesondere auf die Stickstoffdioxid-Belastung zu."

Bitte ersten Satz auf Seite 32 entsprechend dndemn:
Mordiesem-Hintergrund Zusammenfassend kann die Aussage getroffen werden...."

Planung:
Bitte den bisherigen Text austauschen gegen:

.Mit Umsetzung der vorgelegten Planung wird sich die lufthygienische Situation im
Plangebiet nicht nennenswert verschlechtern. Grenzwertiberschreitungen fir die beiden
Luftschadstoffe Feinstaub (PM;o) und Stickstoffdioxid (NO,) gemaR 39. BimSchV werden
nach wie vor auszuschlief3en sein.”

Anderung der textl. Festsetzungen:
Aufgrund neuerer Erkenntnisse ist die textliche Festsetzung 9.5 wie folgt zu &ndern:

,Bei Tiefgaragen mit mehr als 100 Stellpldtzen ist im Falle von mechanischen Abluftanlagen
um Liftungsschachte in Bodennnahe herum ein nicht betretbarer Bereich von mindestens
2m Breite zu gewahrleisten (z.B. mit Hilfe geeigneter Bepflanzungen). Der Abstand
zwischen Luftungsschachten und Fenstern von Aufenthaltsrdumen muss mindestens 5m
betragen.”

c) Energie

Ich bitte darum, im Kapitel 4.5 Luft den Unterpunkt c) Energie zu streichen und stattdessen
Kapitel 4.6a) wie folgt zu fassen:

46 Klima
a) Globalklima

Zum Schutz des Globalklimas tragen vor allem die Verringerung von Treibhausgas-
emissionen durch Einsparung von fossil erzeugter Energie und der Einsatz regenerativer
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Energietrager bei. Hierzu zdhlen u. a. MaRnahmen an Gebauden und die Vermeidung von
Kfz-Verkehr.

Durch die Errichtung von Wohnbebauung auf der derzeit (berwiegend landwirtschaftlich
genutzten Flache ist hier zukinftig ein erhohter Energiebedarf zu erwarten. Die im
Folgenden aufgefiihrten planerischen Grundsatze sollten beriicksichtigt werden, um den
zukunftigen zusatzlichen Energiebedarf und den damit einhergehenden Kohlenstoffdioxid-

Ausstoll zu minimieren:

Zukunftige Baukoérper soliten moglichst kompakt ausgefiihrt werden, um Warmeverluste
gering zu halten.

Eine Gebaudehauptseite sollte nach Stden ausgerichtet werden, um solare Energiegewinne
zu maximieren. Zum Schutz vor Uberhitzung im Sommer sollte gleichzeitig ein geeigneter
Sonnenschutz an der GebaudeaulRenseite installiert werden.

Eine Uber die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV) hinausgehende Warme-
dammung der Gebaudehdlle ist aus energetischer Sicht empfehlenswert und im Sinne einer
Gesamtkostenrechnung in der Regel auch wirtschaftlich. In Bereichen, in denen aus
Grunden des Larmschutzes eine mechanische Beliftung von Wohn- und Arbeitsraumen
festgesetzt wird, sollte Passivhaus- Bauweise in Betracht gezogen werden.

Zur Erzeugung von Warmeenergie sollten méglichst effiziente Technologien wie die Kraft-
Warme-(Kalte-)Kopplung eingesetzt werden.

Solite die Nutzung von Kraft-Warme-(Kalte-)Kopplung nicht wirtschaftlich darstellbar sein,
kénnen alternativ regenerative Energietrager wie Sonne oder Erdwarme Uber die Mindest-
vorgaben des Gesetzes zur Férderung Erneuerbarer Energien im Warmebereich (Erneuer-
bare-Energien-Warmegesetz, EEWarmeG) hinaus verwendet werden. Das Plangebiet ver-
fugt geman geothermischer Karte des geologischen Dienstes NRW fir Erdwarmesonden
von bis zu max. 40 m Lange und 2400 Betriebstunden pro Jahr Uber eine Ergiebigkeit von
120 kWh/ma bis 150 kWh/ma, was einem guten geothermischen Potential entspricht, sodass
hier eine wirtschaftliche Nutzung von Erdwarme mdéglich ware. Fur den Betrieb einer Warme-
pumpe ist eine wasserbehordliche Erlaubnis erforderlich (§§ 8, 9 und 10 Wasserhaushalts-
gesetz - WHG). Diese ist beim Umweltamt, Brinckmannstr. 7, 40225 Dusseldorf, zu

beantragen.

Begrunte Dachflichen konnen gleichzeitig fur die Erzeugung von Solarenergie genutzt
werden.

b)  Stadtklima

Bitte den bisherigen Text austauschen gegen:
Ausgangslage
Das Plangebiet ,Am Scheitenwege Sid‘ liegt komplett innerhalb eines regional

bedeutsamen bioklimatischen Ausgleichsraums. Dieser stellt ein wichtiges Frischlufteinzugs-
gebiet fur das sudliche Disseldorfer Stadtgebiet dar.

Eine gute Durchliftung in der Stadt tragt wesentlich zur Qualitat ihres Klimas bei. Durch
einen gesicherten Luftaustausch werden — gerade in heilen Sommerperioden — Uberwarmte
Luftmassen durch kihlere aus dem Umland ersetzt.

Der Himmelgeister Rheinbogen ist ein wichtiges Kaltluftentstehungs- und Frischlufteinzugs-
gebiet. Frei gehaltene Schneisen gewabhrleisten die Luftaustauschfunktion. Beiden Aspekten
kommt fur die Beluftung und Frischiuftversorgung der sidlichen Innenstadt eine heraus-
ragende Bedeutung zu. Die Frischluftschneise reicht vom Himmelgeister Rheinbogen uber
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den Botanischen Garten und Sidpark bis zum Volksgarten hin. In nordostlicher Richtung
reicht eine zweite Schneise Uber die Randflachen des Itter-Friedhofs und den
anschlieBenden Griinzug bis nach Holthausen. Sowohl im Gebietsentwicklungsplan als auch
in der Planungshinweiskarte auf Grundlage der Klimaanalyse der Landeshauptstadt
Dusseldorf (2012) wird auf die besondere Bedeutung und Schutzwirdigkeit der Rhein-
schleifen als Frischlufteinzugsgebiete und -schneisen hingewiesen.

Demnach sind die betroffenen Flachen von Versiegelung und Bebauung nach Maéglichkeit
volisténdig freizuhalten, um die Frischluftversorgung nicht zu beeintrachtigen.

Kaltluft entsteht — in strahlungsarmen Sommernéachten — insbesondere Uber mit Pflanzen
bewachsenen Flachen. Zur Sicherung der Kaltluftentstehungsgebiete sind diese von
jeglicher Versiegelung und Bebauung frei zu halten.

Diese bodennahe Kaltluft hat oft nur geringe Machtigkeiten. Um einen Abfluss in Uberwarmte
Gebiete zu gewabhrleisten, braucht es ungestorte Luftschneisen mit einer geringen Boden-
rauhigkeit. Jegliche Querriegel, die den Luftfluss verhindern konnen, gilt es zu vermeiden.
Bauwerke — auch mit geringer Hohe — stellen eine Beeintrdchtigung oder gar eine
unuberwindbare Barriere dar.

Um klimatisch wertvolle Raume zu schitzen, setzt die Planungshinweiskarte an dieser
besonders wichtigen Stelle einzuhaltende Baugrenzen fest.

Bereits die erfolgte Errichtung von Gewachshadusern in dieser Flache ist stadtklimatisch
problematisch. Eine weitere Bebauung oder Versiegelung der noch verbliebenen freien
Flachen ist nicht vertraglich und somit auszuschlieBen. Perspektivisch kodnnte eine
Verbesserung dadurch gelingen, dass Bauten und Versiegelungen riickgebaut und nicht
ersetzt werden.

Planung

Der Rahmenplan Himmelgeist/ltter folgt diesen Empfehlungen weitestgehend. Darin wird ein
zentraler Bereich des Frischlufteinzugsgebietes zwischen den B-Pldnen 5670/020 ,Auf'm
Wettsche" auf der einen Seite und den Bebauungsplanen 5670/019 ,Am Scheitenwege” und
09/006 ,Am Scheitenwege Sud“ auf der anderen Seite von Versiegelung und Bebauung
freigehalten. Diese Vorgaben des Rahmenplans werden im B-Plan ,Am Scheitenwege Sid*
umfassend Ubernommen.

Allerdings verengt sich der Freiflichenbereich durch die Planungen erheblich. Im Bereich der
Gartnerei in der Mitte des Plans wird die unbebaute und unversiegelte Schneise durch die
Planungen und bestehende Baurechte noch einmal reduziert. Dies ist insbesondere durch
die zwischenzeitlich errichteten Gewachshauser im Bereich der Gartnerei erfolgt.

Die geplante Bebauung im Ubrigen Planbereich sieht in erster Linie eine relativ lockere,
zweigeschossige Einfamilienhausbebauung vor. Im Siden steigt die Bebauung bis auf drei
Geschosse. Im Norden ist eine offentliche Grinflaiche (Grinanlage mit Kinderspielplatz)
vorgesehen.

Laut des ,Rahmenplans Himmelgeist/Itter* sollte die Siid-Nord gerichtete Beluftungsbahn,
welche fiir die Frischluftversorgung der dichter bebauten Bereiche bis in die Innenstadt
hinein eine herausragende Bedeutung hat, ,von Bebauung freigehalten und planungs-
rechtlich gesichert werden“. Im Zuge der Bebauungsplanung erfolgt nunmehr eine
planungsrechtliche Sicherung der im 6stlichen Plangebiet gelegenen noch vorhandenen
Freiflaichen im Bereich der Liftungsschneise. Die dort bereits errichteten Bauten unterliegen
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dem Bestandsschutz. Fir die tGibrigen Flachen gilt auch ein Freihalten von Versiegelung und
Querriegeln.

Uber den Rahmenplan hinaus werden in den Bereichen WA 3 und WA 1 Wohnhauser
geplant. Der dafur erforderliche Larmschutz muss mit den stadtklimatischen Anforderungen

Uberein gebracht werden.

Anmerkung: Die Eingriffe durch den Ldrmschutz sind somit auf ein minimales Mal3 zu
begrenzen, d. h. eine Larmschutzwand, mit méglichst geringer Héhe und maéglichst geringer
Ausdehnung in ostliche Richtung. Der Kundenparkplatz und die Anlieferungsflachen sind
zwischen dem Gartenbaubetrieb und der Larmschutzwand anzusiedeln.

Um den negativen Auswirkungen der Bebauung der derzeitigen Freiflichen innerhalb des
stadtklimatischen Ausgleichsraumes wenigstens teilweise entgegen zu wirken, soll das
Potenzial mikroklimatischer Mafnahmen im Plangebiet so weit wie mdglich ausgeschopft
werden. Hierzu werden MaRnahmen, die sich gunstig auf den klimatischen Nahbereich
auswirken, in die textlichen Festsetzungen aufgenommen. So sind u. a. auf Tiefgaragen
Vegetationsflichen anzulegen und Flachdacher und flach geneigte Dachflachen von
Garagen vollflachig mindestens extensiv zu begrinen.

Die Seitenwdnde von Einzelgaragen und Uberdachten Tiefgaragenrampen sind zu
offentlichen Verkehrs- oder Griinflichen hin mit Kletterpflanzen zu beranken. Die privaten
Stellplatze und deren Zufahrten sind — sowie es der Grundwasserschutz erlaubt —
teilversiegelt (mit mindestens 30 % Fugenanteil) zu gestalten.

Textliche Festsetzung:

zu 5.
Uberschrift bitte um kursiven Text ergénzen:
Nicht iiberbaubare Flachen (gem. § 23 BauNVO und gem. separater Markierung im

Plan)

Bisherigen Text bitte als 5.1 kennzeichnen.

Bitte am Ende ergénzen:

b2
Die im Bebauungsplan gesondert gekennzeichneten Flachen mit den Signaturen
- ,Umgrenzung der Flachen, die von Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und
Abs. 6 BauGB)“ und
,umgrenzung von Flachen fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)*“

sind von jeglicher Bebauung und Versiegelung frei zu halten. Dies umfasst auch das Verbot
von Nebenanlagen und sonstigen genehmigungsfreien Anlagen. Die unter 5.1 genannten
Ausnahmen gelten hier nicht.

Weiterhin ist auf diesen Flachen alles zu unterlassen, was den bodennahen Luftaustausch

von Sid nach Nord beeintrdchtigt. Dazu gehért ein Verzicht auf jegliche Querriegel, auch
Pflanzen mit einer Héhe von mehr als 1,5 m. Das Anlegen gréRerer Wasserflachen ist

ebenfalls zu unterlassen.

Ausdriicklich zulassig ist die Anpflanzung von Grasern, Krautern, Blumen u. 4. mit einer
Wuchshéhe bis 1,5 m.
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Anmerkunq: Die Kennzeichnung der beiden ausgenommenen, ldnglichen (Gewéchshaus-)
Flachen ist von hier aus nicht ganz nachvollziehbar. Sollten im B-Plan — wegen des
erzeugenden Bestandsschutzes — nicht zumindest die Fldchen gekennzeichnet werden, die
bereits jetzt (iberbaut sind?

Der Eindruck eines Ortstermins sagt, dass momentan auch der Bereich zwischen diesen
beiden ldanglichen ,Gewéchshausflachen” durch ein Gewédchshaus genutzt wird. Vor diesem
Hintergrund ist die geplante (oder bereits realisierte?) Verldngerung des d&stlichen
Gewdchshauses kritisch zu sehen.

Das Versiegelungsverbot umfasst das Anlegen von Parkplédtzen / Stellpldtzen. Die vom
Larmgutachter vorgeschlagene Platzierung der Stellflache in diesem Bereich ist nicht
maglich.

Die Hoéhenbeschrdnkung und der Verzicht auf Wasserflachen beziehen sich auch auf die
Gestaltung der Ausgleichsfldache; ggf. sind hier weitere Absprachen mit dem Gartenamt
erforderlich, zu denen das Umweltamt zur Verfligung steht.

Kennzeichnung im B-Plan:

Loschung der Kennzeichnung ,St° und der entsprechenden Umrandung der Flache im
ostlichen B-Plan Bereich (innerhalb der Flachen, die von Bebauung freizuhalten sind)

Anmerkung: Alternativ zu dieser Fldche kénnte eine Fldche im Bereich SO 2 als Parkplatz /
Stellplatz ausgewiesen werden. Die ldrmtechnische Abgrenzung dieser Fldche zu den
Bereichen WA 3 und WA 1 kann durch ein schmaleres Bauwerk entlang der Linie, die als
,Gebéaudefront mit Larmschutz” im Bereich SO 2 bezeichnet ist, erfolgen.

c) Klimaanpassung

Infolge des Klimawandels muss die Stadtplanung Méoglichkeiten zur Anpassung an die
geanderten Bedingungen, insbesondere an

- haufigere und langer andauernde Hitzeperioden mit héheren Temperaturen und
- haufigere und intensivere Starkregenereignisse

bertcksichtigen. Durch diese Klimaverdnderungen werden insbesondere innerstadtische
Gebiete mit hoher Bebauungsdichte und Versiegelungsgrad zusatzlich durch Hitze und
Starkregen belastet.

Eine der wirksamsten KlimaanpassungsmaRnahmen zur Begrenzung der Uberwidrmung
verdichteter Innenstadtbereiche ist die Sicherung von Kaltluftentstehungsgebieten und der
Kaltluftzufuhr. Im Plangebiet befinden sich sowohl kaltluftproduzierende Freiflichen als auch
eine Frischluftschneise, die zur Kaltluftzufuhr in die nérdlichen Siedlungsbereiche beitragt.
Beide fur die Klimaanpassung positiven Standortfaktoren sind von der Planung betroffen und
werden in ihrer Funktion eingeschrankt:

- Durch die Bebauung und Versiegelung der Freiflachen insbesondere sudlich der
Gartnerei gehen kaltluftproduzierende Flachen verloren.

- Der geplante Bau eines neuen Gewachshauses in Verldngerung der vorhandenen
Blockgewéchshauser in der bereits eingeschrankten Frischiuftschneise stellt ein weiteres
Hindernis flr den Abtransport von Kaitluft nach Norden dar.

Die Bebauungsplanung fihrt aus Sicht der Klimaanpassung zu einer Verschlechterung der
derzeitigen Situation. Das neue Gewiachshaus sollte aulerhalb der Frischluftschneise
geplant werden. Daruber hinaus sollten alle Méglichkeiten ausgeschépft werden, die der
Verschlechterung der klimatischen Situation im Plangebiet entgegenwirken (siehe Stadt-
klima). Auch die Warmeabstrahlung der Oberflachen sollte méglichst verringert werden, z. B.
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durch die Verschattung versiegelter Flachen und die Verwendung von Materialen mit hohen
Albedowerten. Die Festsetzung von grauen oder anthrazitfarbenen Dachfarben steht diesem
Ansatz entgegen und solite daher gegen die Festsetzung heller Dachmaterialien ersetzt

werden.

Im Hinblick auf wahrscheinlich hadufigeren Starkregen sollten MalRnahmen zur Reduzierung
der Abflusswirksamkeit von Flachen sowie zur Reduzierung und Verzégerung des Spitzen-
abflusses beriicksichtigt werden. Das geplante Muldensystem ist in dieser Hinsicht positiv zu

werten.

Dr. von

Anlage: - Hochwassergefahrenkarte Rhein
- Technische Rahmenbedingungen Unterfluranlagen
- Ausschreibungstext Unterfluraniagen
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Technische Rahmenbedingungen zur Planung und zum Bau von Unterfluranlagen
fur das Gebiet der Landeshauptstadt Dusseldorf
auf Basis der derzeitigen Entsorgungslogistik (Stand: Januar 2014)

e Eine Unterfluranlage besteht in der Regel aus 2 bis 3 Einkammerpapier-
containern mit einem Fassungsvermogen von jeweils 5 m3 und 3
Einkammerglascontainern mit einem Fassungsverméogen von jeweils 3 m3, die
sich in einem Stahlschacht mit Einbaurahmen und Sicherheitsboden befinden.
Die Bodenplatte fur die Stahlschachte wird in 20 cm Magerbeton ausgefihrt. Die
Vorschriften der DIN EN 13071-1 Teil 1/ 2 sind zu beachten.

e Die Container sind mit 2-Haken-System zum Umklappen mit tiefem Anschlag
(System Kinshofer) ausgestattet. Aus logistischen Griinden muss die
Kranaufnahme fir Depot- und Unterfluranlagen kompatibel sein.

e Die Glascontainer sind mit Zusatzlarmdammung nach RAL-UZ 21 auszustatten.
Der Abstand zur Wohnbebauung muss mindestens 7 m betragen.

e In der unmittelbaren Umgebung der Station ist ein Altkleidercontainer (Stellflache
1,3 x 1,3 m) einzuplanen.

e Pro Unterflurcontainer wird eine Flache von ca. 2 x 2 m und eine Einbautiefe von
ca. 2,7 m fur 3 m3-Container bzw. ca. 2,9 m fir 5 m3-Container benétigt. Der
Einbaubereich fur die Unterfluranlage darf kein Gefélle aufweisen.

 Im Bodenbereich der Station dirfen sich keine Versorgungs- und Entsorgungs-
leitungen befinden.

e Bei Schwerlastverkehr im Bereich der Unterflurstation sind ggf. zusatzliche
bautechnische Schutzmafl3nahmen erforderlich.

e Der Deckel der unterirdischen Container muss gegenuber der umgebenden
Flache um ca. 15 - 20 mm héher liegen, damit Regenwasser ablaufen kann und
sich nicht im Schacht sammelt. Die Behalterentwasserungsrinne ist an den
Ablaufen mit Drainageschlauchen zu versehen. Der Bodenbelag der Station
muss rutschhemmend ausgestattet sein. Um Oberflachenwasser vom Gehweg
abzuleiten, ist angrenzend an die Station eine umlaufende Entwasserungsrinne
vorzusehen.

 Das Umfeld der Unterflurcontainerstation ist rollstuhlfahrergerecht zu gestalten.
e Die Unterflurcontainer sind parallel zur Stral3e so nah wie méglich an die

Bordsteinkante zu setzen (maximaler Abstand 3 m bis zur Mitte der
Unterflurcontainer). Der Ladevorgang erfolgt in Fahrtrichtung rechts.



Der Einfahrweg (=Ladeposition) vor der Unterflurstation sollte bis Mitte des
ersten Unterflurcontainers 8,5 m, der Ausfahrweg ab Mitte des letzten
Unterflurcontainers 4 m betragen. Bei unginstigen Haltebedingungen fur das
Ladefahrzeug (einspurige Stral3e, Parkbuchten) sind damit fur die
Gesamtstrecke einer Normstation mit 5 Einkammercontainern 22,5 m zu
veranschlagen. Dieser Bereich ist moglichst mit einem P+H Verbot, ggfs. auch
mit Zick-Zack-Linie zu versehen. Bei der Planung jeder Station muss allerdings
eine Einzelfallprifung erfolgen.

Im Schwenkbereich des Ladekrans dirfen keine Laternen, Masten, Schilder,
Baume etc. stehen (Mindestabstand zur Station: 3 m). Parkbuchten missen
mindestens 1 m vom Containerschacht entfernt sein.

Uber der Unterflurcontainerstation diirfen sich keine Hochspannungsleitungen,
Fahrleitungsdrahte oder Spanndréhte befinden. Die maximal erreichbare Hohe
des Fahrzeugs mit ausgefahrenem Kran betragt 13 m.

Der Abstand zu Radwegen sollte mindestens 1 m betragen.

Um ein Zuparken zu verhindern, ist die Anlage ggfs. mit Absperrpfosten zu
versehen.



Ausschreibungstext fur Unterflur-Sammelbehalter

(Stand Januar 2014)

Lieferung und Montage eines 5 m3 Unterflur-Sammelbehéltersystems fiir Papier

Stahlfundamentbehélter

Die Anlage besteht aus:

1 Stiick

Stahlfundamentbehélter

Verkehrslast SLW30 (Seitendruck - statisch berechnet)

Abmessung: ca. 1650 mm x 1850 mm x 2500 mm hoch

wasserdicht verschweil3t und feuerverzinkt

Wand- und Bodenstarke 5 mm

Anker fur den sicheren Transport des Behélters in die Baugrube
massives Winkelprofil ca. 10 mm mit umlaufender Regenablaufrinne,
feuerverzinkt fur plan abschlieRende Gehwegplattform

selbsttatig schlieRende Abdeckungen mit Gegengewichten zur Absiche-
rung des offenen Fundamentbehélters wahrend des Entleerungsvorgangs
Sicherheitsplattform mit Revisionséffnung fir Wartungs- und Reinigungs-
arbeiten

Seilzlige aus nicht rostendem Stahl

Belastbarkeit mindestens 150 kg

Ausfuhrung Papier-Sammelbehélter und -Einwurfschacht

Die Anlage besteht aus:

1 Stiick

Papier - Sammelbehélter (Material St. 37, feuerverzinkt) - Inhalt 5 m3
Mantelblech 3 mm / verschweil3t

Gehwegplattform mindestens 4 mm, fest verschweil3t und mit Winkelprofil
eingefasst (begehbar, bei Bedarf auch befahrbar), in der Regel mit rutsch-
festem eingegossenem Gummigranulatbelag / EPDM ca. 20 mm stark
schwarz oder schwarz/weil3 gesprenkelt (ansonsten nach Absprache)
Traverse mit Stangensystem
Aufnahmesystem zur Bodenentleerung mit 2-Haken-Aufnahme, Abstand
100 mm, 1 beweglicher Haken

Modell mit arretierbaren klappbaren Hakenaufnahmen

Bodenklappen fir die Entleerung als Auffangwanne fir Restflissigkeiten
ausgefihrt

Offnung der wannenférmigen Bodenklappen tiber innen liegende Stangen




1 Stiick Papier-Einwurfschacht

- ausgestattet mit einem FlUhrungsinnenschacht, um ein Verklemmen von
Kartonagen und Pappen zu verhindern

- verdecktes Hakensystem incl. abgedecktes, selbstschlieRendes Sicher-
heitsschloss mit Fiihrung und Dreikantschlissel

- Abmessung : max. 600 mm x 700 mm x 1100 mm hoch

- Material: Edelstahl in dauerhaft standfester Starke, pulverbeschichtet RAL
7016 in der Regel anthrazitgrau

- Einwurfklappe aus Gummi 5 mm stark mit Gewebeeinlage

- Beschriftung gemal} Fraktion

- Sicherung des Einwurfschachtdeckels / Abdeckklappe mittels
abgedecktem, selbstverriegelndem, korrosionsfestem Dreikantschloss mit
Schlosseinweisung

- Abdeckklappe fur klappbare Hakenaufnahme

Die gesamte oberirdische Ausstattung (Zugstange, Stahlbligel des Aufnahmesystems sowie der
Einwurfschacht) ist austauschbar.

Die Hebezeugkomponenten missen entsprechend der Belastung ausgelegt sein.

Die geltenden gesetzlichen Rahmenbedingungen sind einzuhalten.



Lieferung und Montage eines 3 m3 Unterflur-Sammelbehaltersystems fiir Glas

Stahlfundamentbehélter

Die Anlage besteht aus:

1 Stiick

Stahlfundamentbehélter

Verkehrslast SLW30 (Seitendruck - statisch berechnet)

Abmessung: ca. 1550mm x 1550 mm x 2200 mm hoch

wasserdicht verschweil3t und feuerverzinkt

Wand- und Bodenstarke 5 mm

Anker fur den sicheren Transport des Behélters in die Baugrube
massives Winkelprofil ca. 10 mm mit umlaufender Regenablaufrinne,
feuerverzinkt fir plan abschlieRende Gehwegplattform

selbsttatig schlielende Abdeckungen mit Gegengewichten zur Absiche-
rung des offenen Fundamentbehélters wahrend des Entleerungsvorgangs
Sicherheitsplattform mit Revisions6ffnung flr Wartungs- und Reinigungs-
arbeiten

Seilziige aus nicht rostendem Stahl

Belastbarkeit mindestens 150 kg

Ausfuhrung Glas-Sammelbehélter und -Einwurfschacht

Die Anlage besteht aus:

1 Stiick

1 Stiick

Glas - Sammelbehalter (Material St. 37, feuerverzinkt) - Inhalt 3 m3 -
Larmschutzklasse |

Mantelblech 3 mm / verschweil3t
Gehwegplattform mindestens 4 mm, fest verschweif3t und mit Winkelprofil
eingefasst (begehbar, bei Bedarf auch befahrbar) in der Regel mit rutsch-
festem eingegossenem Gummigranulatbelag / EPDM ca. 20 mm stark
schwarz oder schwarz/weild gesprenkelt (ansonsten nach Absprache)
Traverse mit Kettensystem
Aufnahmesystem zur Bodenentleerung mit 2-Haken-Aufnahme, Abstand
100 mm, 1 beweglicher Haken

Modell mit arretierbaren klappbaren Hakenaufnahmen

Bodenklappen fiir die Entleerung als Auffangwanne fir Restfllissigkeiten
ausgefuhrt

Offnung der wannenférmigen Bodenklappen iiber innen liegende Ketten.

Glas-Einwurfschacht
verdecktes Hakensystem incl. abgedecktes, selbstschliel3endes Sicher-
heitsschloss mit Fihrung und Dreikantschlissel




- Abmessung : max. 600 mm x 700 mm x 1100 mm hoch

- Material: Edelstahl in dauerhaft standfester Starke, pulverbeschichtet RAL
7016 in der Regel anthrazitgrau

- Einwurfklappe aus PE (nach Vorgabe weil3, griin oder braun)

- Beschriftung gemal} Fraktion

- Sicherung des Einwurfschachtdeckels / Abdeckklappe mittels
abgedecktem, selbst verriegelndem, korrosionsfestem Dreikantschloss mit
Schlosseinweisung

- Abdeckklappe fir klappbare Hakenaufnahme

Die gesamte oberirdische Ausstattung (Zugstange, Stahlbiigel des Aufnahmesystems sowie der
Einwurfschacht und die Ketten) ist austauschbar.

Die Hebezeugkomponenten missen entsprechend der Belastung ausgelegt sein.

Die geltenden gesetzlichen Rahmenbedingungen sind einzuhalten.



	09_006_05-4.2 Amt 19
	St-19-3-techn-Rahmenbed-Unterfluranlagen-20140701
	St-19-3-Ausschreibungstext-Unterflur-Sammelbehälter-20140701
	St-19-3-Hochwassergefahrenkarte-20140701



